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- 6 Personen in andere Justizvollzugsanstalten verlegt (1,94 %). 
Erneut ist die weitaus größte Zahl der Inhaftierten (ca. 59 %) in ein EU-Land und nicht in ihr 
Heimatland zurückgeschoben worden. 
 
Aus dem Irak kamen 57 der Inhaftierten, 45 aus Afghanistan, 22 aus Albanien, 17 aus Algerien, 14 
jeweils aus dem Kosovo, Somalia oder der Türkei. 
 
Das Land Schleswig-Holstein nutzt außer in der Abschiebungshafteinrichtung in Rendsburg auch 
Haftplätze im Land Brandenburg in der Abschiebungshafteinrichtung Eisenhüttenstadt. 
Hier wurden aus Schleswig-Holstein im Jahr 2010 insgesamt 7 Personen inhaftiert (5 Frauen und 2 
Männer). 
 
Quelle: Bericht des Landesbeirates zum Vollzug der Abschiebehaft in Schleswig-Holstein  
http://www.frsh.de/abschiebmaterial/bericht_2010_beiratSH_A-Haft.pdf 
 
Die Verfahrensberatung in der Abschiebehaft erfolgt regelmäßig durch den Diakonieverein Migration 
in Rendsburg. 
 
In 2010 war die ehrenamtliche Beratung in der Abschiebehaft durch den Flüchtlingsrat aus 
personellen Gründen kaum präsent. Ende des Jahres übernahm Solveigh Deutschmann diese 
Aufgabe und wird nach Erledigung der Zugangsformalitäten die Beratung in 2011 wiederaufnehmen.  
 
Mehr Informationen  online: www.frsh.de/abschiebmaterial/abschiebehaft.html 

Andrea Dallek, Astrid Willer 
Netzwerk Abschiebungshaft in Rendsburg 
 
Am 14.03.2009 gründete sich im Rahmen einer Schulung der Fortbildungsreihe Fit für Flüchtlinge in Schleswig-
Holstein des Projekts Landesweite Beratung das Netzwerk Abschiebungshaft Rendsburg. Diese 
Vernetzungstreffen wurden in 2010 fortgeführt. 
Beteiligt sind VertreterInnen von Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein, Netzwerk Asyl,  Arbeitsgruppe Abschiebehaft 
in der Christkirchengemeinde, Diakonieverein Migration und einzelne Interessierte und Aktive. 
 
Im Rahmen der Netzwerktreffen in 2010 wurde die Situation in der Abschiebehafteinrichtung, die Erfahrungen 
der Besuchsgruppe und der Beratung in der Haft thematisiert. Auch relevante Einzelfälle konnten besprochen 
und verschiedene gemeinsame Aktivitäten geplant werden. Gegenstand des fachlichen Austausches war auch 
die Situation in anderen Bundesländern und der Umgang mit Abschiebehaft im Rahmen des Dublin II-
Abkommens. Regelmäßig wurde thematisiert, ob Jugendliche sich in der Haftanstalt befinden. Die Inhaftierung 
von Minderjährigen wird von allen VertreterInnen des Netzwerkes als äußerst problematisch betrachtet  Sehr 
erfreulich ist, dass durch die Vernetzungsarbeit ein Kreis von Aktiven gefunden wurde, die die jährlich 
stattfindende bundesweite Tagung gegen Abschiebehaft im Frühjahr 2011 erstmals in Schleswig-Holstein 
organisiert, die in der Jugendherberge Heide über drei Tage hinweg durchgeführt wird. 
 
Silke Nissen und Andrea Dallek 

 

Härtefallkommission 2010: 
 
 
I.  Verfahren und Statistik 
  
Im Jahr 2010 war der Flüchtlingsrat mit einem Mitglied, Arno Köppen, Tellingstedt, und einer 
Vertreterin, Solveig Deutschmann, Nortorf, in der Härtefallkommission vertreten. 
  
Zur gesetzlichen Grundlage der Tätigkeit der Härtefallkommission und zum Verfahren der 
Bearbeitung eines Härtefallantrages durch die Härtefallkommission wird auch in diesem Jahr auf den 
Jahresbericht 2007, abrufbar unter www.frsh.de, verwiesen. Im Gegensatz zu den vorangegangen 
Jahren ist im Rahmen der Diskussion der Verfahrensgrundsätze allerdings die Möglichkeit eröffnet 
worden, dass sich die Härtefallkommission mit minderjährigen Familienmitgliedern, die das 16. 
Lebensjahr erreicht haben, getrennt von den übrigen Familienmitgliedern befassen kann, was in der 
Praxis auch entsprechend zum Tragen kommt. 
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Was die statistischen Daten für das Jahr 2010 anbetrifft, so kann auf den Bericht über die Tätigkeit 
der Härtefallkommission beim Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Integration des Landes 
Schleswig-Holstein im Jahre 2010, herausgegeben im Mai 2011, verwiesen werden, wobei Kerndaten 
im Nachfolgenden noch einmal dargestellt werden: 
 
Im jetzigen Berichtszeitraum hat die Härtefallkommission fünfmal ordentlich getagt. Es fand zudem 
ein so genanntes Umlaufverfahren, in dem über eine besonders eilbedürftige Anrufung im 
schriftlichen Wege entschieden worden ist, im Berichtszeitraum statt.  
 
Im Berichtszeitraum sind 37 Fälle mit 91 betroffenen Personen durch die Härtefallkommission bzw. 
deren Geschäftsstelle abschießend behandelt worden. Zu positiven Ergebnissen kam es in 20 Fällen 
(ca. 54 % der Fälle) mit 48 betroffenen Personen (ca. 48 % der betroffenen Personen). 
 
In 19 Fällen (der 37 Fälle des Berichtszeitraumes) mit 39 betroffenen Personen hat die 
Härtefallkommission beraten und einen Beschluss gefasst. In 12 Fällen hiervon mit 20 betroffenen 
Personen ist ein Härtefallersuchen beschlossen worden, woraufhin der Minister für Justiz, 
Gleichstellung und Integration in allen dieser 12 Fälle eine Anordnung nach § 23a AufenthG 
gegenüber der jeweils zuständigen Ausländerbehörde erlassen hat. In 7 Fällen mit 19 betroffenen 
Personen ist kein Härtefallersuchen beschlossen worden. 
 
In 18 Fällen (der 37 Fälle des Berichtszeitraumes) mit 52 betroffenen Personen hat die 
Geschäftsstelle der Härtefallkommission abschließend entschieden. In 8 Fällen hiervon mit 28 
betroffenen Personen konnte ein positives Ergebnis erreicht werden, so durch Anwendung der 
Bleiberechtsregelung/gesetzlichen Altfallregelung (ein Fall mit einer betroffenen Person), durch eine 
positive Entscheidung der Ausländerbehörde (in 4 Fällen mit 12 betroffenen Personen) und durch 
andere Ziel führende Verfahrensmöglichkeiten (in drei Fällen mit 15 betroffenen Personen). In 10 
Fällen mit 24 betroffenen Personen ist keine positive Entscheidung getroffen worden, so wegen 
offensichtlicher Erfüllung eines Regelausschlussgrundes oder offensichtlicher Nicht-Erfüllung der 
Härtefallkriterien. 
 
Im Verhältnis zum Vorjahr 2009 sind die Anrufungen um ca. 23 % zurückgegangen. Die Anzahl der 
betroffenen Personen ist um ca. 10 % zurückgegangen. 
  
Für die nächste Zeit rechnen wir mit einem weiteren – zumindest leichten - Rückgang der Fallzahlen. 
 
Hierbei wird insbesondere mit Eingaben von Betroffenen, die zuvor über Jahre hinweg falsche oder 
unvollständige Angaben zu ihrer Identität gemacht haben, gerechnet. 
  
Es zeichnet sich weiter ab, dass verhältnismäßig einfach gelagerte Härtefallanträge, wie sie 
insbesondere in den ersten Jahren nach dem Inkrafttreten des AufenthG an die Härtefallkommission 
gerichtet wurden und deren Beurteilung bzw. Einordnung als Härtefall unter Berücksichtigung der 
Richtlinien der Härtefallkommission verhältnismäßig deutlich erfolgen konnten, immer seltener 
werden.  
 
Stattdessen - so ist unsere Beobachtung - werden die einzelnen Fälle in tatsächlicher und in 
rechtlicher Hinsicht immer komplexer, was eine ausführliche und in allen Richtungen ausgeleuchtete 
Betrachtung eines jeden einzelnen Falles erfordert. 
  
Damit wiederum scheiden schematische Falllösungen aus. Auch kann nach wie vor nicht 
verallgemeinernd dargestellt werden, ob eine Härtefallanrufung Erfolg versprechend ist oder nicht. 
 
Es ist noch darauf hinzuweisen, dass die Geschäftsstelle der Härtefallkommission seit 2005 Fälle, in 
denen in Schleswig-Holstein eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23a AufenthG erteilt worden ist, 
evaluiert. Hierüber ist beim Erfahrungsaustausch der Härtefallkommissionen am 31.05./01.06.2011 
vorgetragen worden. Die nachfolgenden Angaben stammen aus diesem Vortrag.  
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Demnach sind seit Einrichtung der Härtefallkommission nach § 23a AufenthG im Januar 2005 in 
Schleswig-Holstein in 126 Fällen mit 259 betroffenen Personen Aufenthaltserlaubnisse nach § 23a 
AufenthG erteilt worden. Eine Evaluierung der weiteren Entwicklung hat in 105 Fällen mit 211 
Personen stattgefunden. In einem Fall (mit einer betroffenen Person) ist eine freiwillige Ausreise in 
den Heimatstaat erfolgt. In 3 Fällen (mit 7 betroffenen Personen) ist eine Einbürgerung erfolgt. Im 
Übrigen ist es bei den Aufenthaltserlaubnissen geblieben.  
 
In den meisten Fällen (ca. 85 % bis 90 %) ist erkennbar, dass die Betroffenen die Ihnen hierdurch 
gebotenen Chancen nutzen, so dass sich die Erwartungen und Prognosen der Härtefallkommission 
und des Ministers zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Härtefallantrag in diesem Umfange 
bestätigt haben. In anderen Fällen bleibt die weitere Entwicklung noch abzuwarten. Lediglich in 
vereinzelten Fällen, die im unteren einstelligen Prozentbereich liegen dürften, sind Erwartungen und 
Prognosen mangels Bemühungen der Betroffenen überhaupt nicht eingetreten. 
 
 
Beispiel einer Anrufung der Härtefallkommission 
  
Der aufgezeigten Problematik Rechnung tragend, folgt nun ein anonymisierter Einzelfall mit einem Betroffenen, 
der als Beispiel für einen praxisnahen Einzelfall einer Härtefallanrufung herangezogen werden kann. Hierbei 
haben wir uns auf das Antragsvorbringen konzentriert. 
 
Der Betroffene ist Anfang der neunziger Jahre im Bundesgebiet geboren worden. Seine Eltern waren Ende der 
achtziger Jahre in die Bundesrepublik Deutschland eingereist und hatten bei der Asylantragstellung falsche 
Angaben zu ihren Personalien und zu ihrer Herkunft gemacht. Die Asylanträge sind rechtskräftig abgelehnt 
worden sind. Im Anschluss an die Asylverfahren wurde der Aufenthalt der Familie zunächst geduldet, da eine 
Abschiebung nicht möglich war. Zwischenzeitlich waren auch Aufenthaltstitel erteilt worden, deren Verlängerung 
jedoch nach Ermittlung der falschen Angaben zur Identität und Herkunft durch die Ausländerbehörde abgelehnt 
wurde. 
 
Zum Zeitpunkt der Stellung eines Härtefallantrages wurde der Betroffene im Bundesgebiet geduldet.  
 
Die Umgangssprache des Betroffenen ist deutsch. Die Amtssprache des Staates seiner Staatsangehörigkeit 
spricht er als Angehöriger einer ethnischen Minderheit nicht.  
 
Der Betroffene verfügt nicht über einen Nationalpass. Ob dessen Ausstellung überhaupt erreicht werden kann, 
erscheint fraglich, da in der deutschen Geburtsurkunde des Betroffenen wegen der falschen Angaben der Eltern 
falsche Namensangaben enthalten sind und da sich die Eltern weigern, den Betroffenen bei der 
Identitätsproblematik zu unterstützen. 
 
Der Betroffene hat sich während seines Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland wie nachfolgend 
dargestellt integriert.  
 
Er hat zunächst die Förderschule besucht, sodann die Hauptschule, die er mit erfolgreichem 
Hauptschulabschluss verlassen hat. Anschließend hat der Betroffene die Berufsfachschule besucht. Während 
der Schulzeit sind Praktika bzw. Lehrgänge absolviert worden. Zum Zeitpunkt der Härtefallantragstellung hat der 
Betroffene eine Ausbildungsplatzzusage gehabt. Diesen Ausbildungsplatz hat er auch, ausgestattet mit einer 
entsprechenden Erlaubnis der zuständigen Ausländerbehörde zur Ausübung einer Beschäftigung, antreten 
können  
 
Der Betroffene hat seinen Freundeskreis über seine eigene Ethnie hinaus. Er hat einige Male an örtlichen 
Sportveranstaltungen teilgenommen.  
 
Demnach ist die sprachliche, schulische und gesellschaftliche Integration des Betroffenen vorgetragen und 
belegt worden. Bei der Antragstellung wurde herausgehoben, dass eine Prognose für die Zukunft in Anbetracht 
seiner aufgezeigten Integrationsleistungen und insbesondere seines Ausbildungsplatzes und damit einer 
realistischen beruflichen Perspektive als günstig angesehen werden kann. Auch die negativen Aspekte des 
Einzelfalles sind thematisiert worden. 
 
Während des laufenden Verfahrens hat sich der Betroffene um die Ausstellung eines Nationalpasses bemüht. 
 
Ein entsprechender bzw. vergleichbarer Fall ist in der Vergangenheit an die Härtefallkommission herangetragen 
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worden und hatte - unter Berücksichtigung sämtlicher Aspekte dieses Einzelfalles - letztlich Erfolg. Dies 
bedeutet aber nicht, dass ähnlich gelagerte andere Einzelfälle gleichsam zum Erfolg führen müssen, da jeder 
einzelne Fall in all seinen Nuancen bewertet wird. 
 
Arno Köppen , Solveigh Deutschmann 
 
Aktivitäten der Geschäftsstelle 
Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein erfüllt seine satzungsgemäßen Aufgaben soweit dies nicht im 
Rahmen der Arbeit der unterschiedlichen Projekte des Flüchtlingsrates geschieht regelmäßig durch 
die Arbeit der Geschäftsstelle. Hier finden neben der allgemeinen Vereinsgeschäftsführung ergänzend 
zu der Arbeit in den Projekten Einzelfall- und MultiplikatorInnen-Beratungen, Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit sowie öffentliche Stellungnahmen zu rechtspolitischen Entwicklungen bzw. 
Bedarfen oder das Lobbying gegenüber Politik und Landesverwaltungen statt. 

Im Jahr 2010 wurde ein großer Teil der inhaltlichen Arbeit im Rahmen der unterschiedlichen Projekte 
des Flüchlingsrates geleistet. Dies geschah vor dem Hintergrund, dass aufgrund fehlender 
institutioneller Förderung die Geschäftsführung durch Martin Link und Astrid Willer ehrenamtlich in 
enger Abstimmung mit dem ebenfalls ehrenamtlichen Vorstand erfolgt.  

Die Geschäftsstelle kooperiert u.a. mit Wohlfahrtsverbänden, Bildungswerken, der Landeszentrale für 
politische Bildung, Stiftungen, Migranten- und Exilorganisationen, dem 
Landeszuwanderungsbeauftragten und der Flüchtlingsbeauftragten der Nordelbischen Kirche und 
sucht den Dialog mit den zuständigen Behörden und Ministerien sowie den politischen 
Entscheidungsträgern. In Kooperation und im Rahmen von Netzwerken bringt die Geschäftsstelle 
Aktivitäten zur Unterstützung aktueller flüchtlingspolitischer Forderungen auf den Weg. In 2010 waren 
dies insbesondere die Verlängerung der Bleiberechtsregelung, die Abschaffung der Residenzpflicht, 
die Verbesserung der Situation von Minderjährigen Flüchtlingen in Kooperation mit dem Verein            
l i f e l i n e sowie die kritische Begleitung von Abschiebungspraxis, Abschiebehaft, Unterbringung und 
gesetzgeberischer Entwicklungen u.a. das geplante Gesetzespaket zur Änderung zahlreicher Normen 
im Aufenthaltsgesetz. 

Die Geschäftsstelle ist im Berichtsjahr vielfach um Informationen, Beratung und Materialien angefragt 
worden. Die Kollegin in der Verwaltung, Gabi Köhler, nimmt täglich Korrespondenzen, telefonische 
und Mail-Anfragen von Beratungsbedürftigen entgegen, vermittelt an ehrenamtliche oder 
hauptamtliche Beratungsangebote Dritter oder versendet landes- und bisweilen bundesweit 
beratungsrelevante Materialien und Informationen des Flüchtlingsrates.  
 
Kontakt: Tel. 0431 – 735 000 • Fax 0431 – 736 077 • office@frsh.de • www.frsh.de 

Martin Link, Astrid Willer, Gabi Köhler 


